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Ausgangspunkt der Überlegungen
Fehlverhalten
Der Erfolg von Behörden und Unternehmen hängt auch davon ab, dass die eigenen 
Beschäftigten ihre Aufgaben pflichtgemäß und zuverlässig wahrnehmen.

Die Gesellschaft und die Bürger haben einen Anspruch darauf, dass die Verwaltung 
bestmöglich funktioniert!

Wird Fehlverhalten geduldet: Gefahr, dass Beschäftigte dauerhaft schlechte Leistungen 
erbringen. Sollten andere motivierte Arbeitnehmer oder Beamte wahrnehmen, dass das 
Fehlverhalten anderer geduldet wird, kann sich dies negativ auch auf deren 
Arbeitseinstellung auswirken.

Aufgabe der Führungskraft: schnelles, klares und konsequentes Handeln. Sicherstellung, 
dass das Fehlverhalten korrigiert wird und dass betroffene Beschäftigte, die jeweilige 
Dienststelle, aber auch die Öffentlichkeit geschützt werden. 



Zu den 
Reaktionsmöglichkeiten

Indes ist die Frage 
nach der 
Angemessenheit 
der jeweiligen 
Reaktion der 
Führungskräfte 
keine einfache

Fokus: disziplinarrechtliche oder 
arbeitsrechtliche Bewertung

Pflichtverletzungen von Arbeitnehmern 
können zu Abmahnungen oder gar 
verhaltensbedingten Kündigungen 

führen. 

Pflichtverletzungen von Beamten, die 
als Dienstvergehen im Sinne des § 77 
Abs. 1 BBG zu betrachten sind, führen 

zur Einleitung eines 
Disziplinarverfahrens (vgl. § 17 BDG). 



Zu den 
Reaktionsmöglichkeiten

Indes ist die Frage 
nach der 
Angemessenheit 
der jeweiligen 
Reaktion der 
Führungskräfte 
keine einfache

Dies mag jedoch nicht in jedem 
Fall die richtige Reaktion auf das 
Verhalten der Beschäftigten sein. 

Auch der öffentliche Dienst ist 
gut beraten, in bestimmten 

Fällen nach anderen 
Konfliktlösungsmechanismen zu 

suchen. 

Präventive Einwirkung auf Mitarbeiter 
im Vorfeld durch Schaffung einer 

angemessenen Arbeitsumgebung.
. 

Bei Pflichtverstößen, die sich im Kontext der 
menschlichen Interaktion manifestieren: Suche 

nach anderen Mechanismen, etwa durch 
Instrumente wie Mediation oder Coaching 



Führungskräfte im 
öffentlichen Dienst

Unter Führung wird im 
Allgemeinen die „bewusste 
zielbezogene Einflussnahme 
auf Menschen verstanden

Dies beinhaltet zum einen die 
klassischen 

Führungsaufgaben: 
zielorientierte Steuerung der 
zugeordneten Beschäftigten. 

Vermittlung der Vision, der 
Ziele, Strategien und der 
Werte der Organisation

Begleitung Gestaltung und 
Umsetzung von 

Veränderungsprozessen

Verantwortung für 
persönliche 

Weiterentwicklung der 
untergebenen Beschäftigten 

durch Leistungs- und 
Potentialeinschätzung (zum 

Beispiel Beurteilungen)

Emotionale Repräsentanz der 
Organisation, Einwirken auf 

Sozialisationsprozessen 
neuer Beschäftigter



Führungskräfte/Vorgesetzte

Dabei wird sich aus dem Aufbau der Verwaltung ergeben, dass einzelne Beschäftigte 
mehrere Vorgesetzte haben werden. So folgt die Weisungskette dem Aufbau der 
Verwaltung mit der Folge, dass dem einzelnen Beamten eine ganze Reihe von 
Führungskräften vorgesetzt sein werden. 

Ø Zu unterscheiden ist dabei zwischen den Dienstvorgesetzten und einfachen 
Vorgesetzten. 

Nach § 3 Abs. 2 BBG ist Dienstvorgesetzter, wer für beamtenrechtliche 
Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihm nachgeordneten 
Beamten zuständig ist:

§ Befugnis die Disziplinargewalt des Dienstherrn auszuüben (vgl. § 17 BDG und §
33 BDG); 

§ zuständig für die Erteilung des Urlaubs (vgl. § 89 BBG); 

§ Entscheidungen über Versetzungen, Umsetzungen, Abordnungen sowie 
Zuweisungen

(Einfacher) Vorgesetzter = Fachvorgesetzter ist nach § 3 Abs. 3 BBG, wer dem 
Beamten für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen kann

Kernaufgabe: sicherzustellen, dass die ihm nachgeordneten Beschäftigten ihre 
Aufgaben entsprechend den Vorschriften und sonstigen Vorgaben wahrnehmen

Vorgesetzte sind 
diejenigen Personen, die 
vom Dienstherrn bzw. 
Arbeitgeber ermächtigt 
wurden, den ihnen 
nachgeordneten Beamten 
Anordnungen zu erteilen 



Rolle der Führungskräfte 

Die Aufgabenzuweisung für Vorgesetzte 
ist herausfordernd: 

◦ Fachliche Leitung – in vielen Fällen 
wird zunächst erwartet, dass sie in 
der Lage sind, ihren nachgeordneten 
Bereich fachlich zu leiten. 
◦ Daneben nehmen sie auch 

Führungsaufgaben ihrem Personal 
gegenüber wahr und tragen etwa die 
Verantwortung für die 
Personalentwicklung.

Führung als Kernaufgabe

Aber! Soweit aber Führungsaufgaben 
wahrzunehmen sind, so ist Kernaufgabe 
der Führungskraft das Erteilen von 
Weisungen und die Kontrolle des 
nachgeordneten Bereichs, mithin die 
Ausübung des Weisungsrechts. 

Pointiert lässt sich dies wie folgt fassen: Die 
Führungskraft soll kein 
„Edelsachbearbeiter“ sein, sondern führen.

Führen und entscheiden!!!!



Rolle der Führungskräfte

Die Ansprüche an die Führungskräfte und deren Kompetenzen sind hoch. Beispielhaft kann hier etwa auf die Bestimmungen

zur Führungskultur im Zuständigkeitsbereich des BMVg hingewiesen werden. So sollen alle Führungskräfte sich zu ihrer

gesellschaftlichen Verantwortung sowie zu rechtskonformem Verhalten bekennen und eine Führungskultur leben, die von

Wertschätzung, Vertrauen, Integrität und Respekt geprägt ist. (Zentrale Dienstvorschrift des BMVg A-1340/15)

Führungskräfte befinden sich selbst 
in einem Spannungsfeld. 

Zum einen sollen sie die Erwartungen 
und Bedürfnisse der Mitarbeitenden 

erfüllen, 
Zum anderen müssen sie ggf. selbst 
Anforderungen eines Vorgesetzten 

gerecht werden

naheliegend, wenn sich das 
Verhalten der 

Führungskräfte zu ihren 
eigenen Gunsten 

ausrichtet.

Führen und 
entscheiden 
??????????



Ausgangspunkt der Überlegungen: 
Führungsversagen
Problem:  Auch Führungskräfte begehen Fehler und verletzen ihre 
Pflichten. Fehlverhalten von Führungskräften:
ØUnzureichende Dienstaufsicht: Führungskräfte müssen dazu beitragen, dass die 

Beschäftigten in ihrem Zuständigkeitsbereich pflichtgemäß handeln. Unzureichende 
Dienstaufsicht wird am Ende zu einem Verfall der Behördenkultur führen können.

ØFühren und entscheiden

ØVerletzung der Fürsorgepflicht durch falsches Führungsverhalten

ØVerletzung der Vorbildfunktion: Fehlverhalten von Führungskräften muss dabei auch im 
Lichte der Vorbildfunktion einer Führungskraft und deren gesteigerter Verantwortung betrachtet 
werden



Inhalt der Pflicht zur Dienstaufsicht
◦ Herleitung der Dienstaufsichtspflicht: Ausfluss des Ressortprinzips aus Art. 65 GG. Jeder 

Bundesminister leitet seinen Geschäftsbereich selbstständig und unter eigener Verantwortung
◦ Vorgesetzten obliegt es, die ihnen unterstellten Mitarbeitern in ihrem dienstlichen Handeln zu 

beaufsichtigen und gegebenenfalls einzugreifen, um rechtswidriges oder pflichtwidriges Verhalten zu 
verhindern oder zu korrigieren und zu beanstanden.

◦ Darüber hinaus bedeutet Dienstaufsicht jedoch nicht nur „Kontrolle“, wie sie oben beschrieben 
wurde. Sie geht darüber hinaus und verlangt im Einzelfall auch eine Hilfe des Vorgesetzten 
gegenüber seinen Untergebenen in Form von Erklärungen und Anleitungen.

◦ In der Praxis wird im Hinblick auf die Dienstaufsichtspflicht der Vorgesetzten durchaus kritisch 
nachzufragen sein, inwieweit diese Pflicht auch angemessen wahrgenommen wird.

◦ Im Falle von Fehlverhalten oder Rechtsverstößen der unterstellten Mitarbeiter, müssen 
Vorgesetzte im Rahmen ihrer Dienstaufsichtspflicht Maßnahmen ergreifen , um das 
Fehlverhalten zu ahnden oder zu beseitigen. Vgl. Legalitätsgrundsatz § 17 BDO!



Pflicht zur 
Dienstaufsicht und 
Disziplinarecht
Ist dies die von Ihnen erlebte 
Realität im Hinblick auf das 
Fehlverhalten der 
Beschäftigten?

Bei ca. 289.900 aktiven 
Beamten und Beamten im 
Ruhestand wurden im Jahr 
2020 766 Vorgänge 
abgeschlossen, bei denen 
Dienstpflichtverletzungen 
geprüft wurden. 

Gemessen am Verhältnis der 
Beschäftigtenzahl zur Anzahl der 
gemeldeten und geprüften 
Dienstpflichtvergehen stellt dies 
eine Größenordnung von 0,38 % 
im Jahr 2020 dar (in den letzten 6 
Jahren zwischen 0,27 % und 0,43 
%). 

In 686 Fällen lagen 
hinreichend 

Anhaltspunkte vor, die 
die Eröffnung eines 
Disziplinarverfahren 

rechtfertigten. 

Blick in die Disziplinarstatistik des Bundes



Beispiel:. BVerwG 2 
C 20.21 - Urteil vom 
28. März 2023

Achtung: bei zeitlich 
gestreckten 
Dienstpflichtverletzungen 
muss zunächst dem 
Verhältnismäßigkeitsgebot 
entsprechend mit 
niederschwelligen 
disziplinaren Maßnahmen 
auf den Beamten eingewirkt 
werden!

Disziplinare Ahndung wiederholter Kernzeitverletzungen 
bei ausgeglichenem Gleitzeitkonto -> Ein Beamter ist in 
einem Zeitraum von vier Jahren an 816 Tagen zu spät 
zum Dienst erschienen. Insgesamt summiert sich seine 
Verspätung auf 1.614 Stunden. Auf diese Weise hat er 
die vorgegebenen Kernarbeitszeiten seines Dienstherrn 
regelmäßig nicht eingehalten. 

(angebliche) Kenntnisnahme Fehlverhalten März 2015 
(Fälle der Nichteinhaltung der Kernzeit Seit April 2014!). 
Beamter kommt  morgens zu spät. November 2015 
Einleitung. Erhebung der Disziplinarklage 2018. 
Beklagter wurde zunächst aus dem Beamtenverhältnis 
entfernt.. Das BVerwG hat die Urteile der Vorinstanzen 
aufgehoben und kraft eigener disziplinarer 
Maßnahmenbemessung den Beamten in das Amt eines 
Regierungsrats zurückgestuft. 

Mögliche Tendenz in der Praxis: Fehlverhalten von Beschäftigten wird über eine 
lange Zeit geduldet:
Zusammenspiel Fachvorgesetzter – Dienstvorgesetzter



Konsequenzen

◦ erhebliche Probleme für die Kultur der Behörde: Das Ausbleiben von Reaktionen auf 
Fehlverhalten wird bei motivierten Mitarbeitern zu Unzufriedenheit und Enttäuschung führen. 
Dies wird im Fortlauf mit negativen Konsequenzen für die Performance anderer Beschäftigter 
verbunden sein können. 

◦ Unterlassene Einleitung =  Dienstvergehen i. S. d. § 77 Abs. 1 S. 1 BBG. Dienstvorgesetzter 
hat keinen Beurteilungs- oder Ermessensspielraum, selbst aus Zweckmäßigkeitsgründen darf 
nicht von einem Disziplinarverfahren abgesehen werden. Entsprechende 
Disziplinarverfahren  sind kaum zu erwarten !!!!!

◦ Zwar wird betont, dass ein solches Disziplinarverfahren Beamte auch schützt,  doch kann eine 
Stigmatisierung der Wirkung des Disziplinarverfahrens nicht gänzlich verneint werden.  
Keineswegs darf jedoch vergessen werden, dass das Disziplinarrecht  auch als 
Steuerungsinstrument  für eine funktionierende Verwaltung erforderlich ist.



Lösungen ?
Ø Legalitätsgrundsatz des § 17 BDG: Anderes Verständnis im Sinne des Opportunitätsgrundsatzes

Absehen von der Einleitung eines Disziplinarverfahrens. Schaffung alternativer 
Konfliktlösungsmechanismen

Ø So lange solche Systeme nicht existieren, liegt die Lösung jedoch darin, Disziplinarverfahren wesentlich zu beschleunigen 
und zu vereinfachen.

Der Ansatz des BMI zur Änderung des Bundesdisziplinargesetzes, wird dazu jedenfalls kaum 
beitragen.

Ø Fehlverhalten muss Konsequenzen haben. Die notwendige Erziehungs- und Ermahnungsfunktion sollten Maßnahmen wie 
der Verweis oder die Geldbuße erreichen. 

Ø Übertragung dieser Gedanken auf Arbeitsverhältnisse und die Beamten auf Probe und Widerruf (etwa bei 
Schlechtleistung!)

Vermeidung eines 
Fehlverhaltens: 

Lösung aller Probleme liegt 
nicht der Durchführung von 
Disziplinarverfahren

Nehmen Vorgesetzte ihre Pflicht 
zur Dienstaufsicht ernst und 
sehen sie diese Pflicht auch im 
Kontext ihrer Vorbildfunktion 
sowie des 
Fürsorgegrundsatzes, so ließen 
sich vielfach entsprechende 
Probleme mit der Disziplin der 
Beschäftigten vermeiden



Fürsorgepflicht
Nach § 78 BBG bzw. § 45 BeamtStG hat der Dienstherr im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl der 
Beamten und ihrer Familien, auch für die Zeit nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt die 
Beamten bei ihrer amtlichen Tätigkeit und in ihrer Stellung. Die Fürsorgepflicht lässt sich dabei etwa wie folgt systematisieren: 

v1. Anhörungs- und Beratungspflichten 
v2. Förderungspflichten (Beurteilung, Dienstliche Verwendung, Fortbildung, Bestenauslese, Dienstpostenbewertung) 
v3. Schadensabwendungspflichten (Gesundheit, Ehre, Willensfreiheit, Eigentum)
v4. Beistandspflichten bei dienstlich bedingten und außerdienstlichen Sonderbelastungen.
vVerletzt der Dienstherr bzw. der Arbeitgeber seine Fürsorgepflicht, so kann dies zu Schadensersatzansprüchen der 

Beschäftigten führen.
vSolche Verletzungen der Fürsorgepflicht sind grundsätzlich auch als Pflichtverletzung der Vorgesetzten zu betrachten.

ØProblem: entsprechendes Fehlverhalten von Vorgesetzten wird in vielen Fällen kaum 
nachweisbar und daher für Unbeteiligte unsichtbar bleiben!  



Fürsorgepflicht-
verletzung

Das Beurteilungswesen hat zum Ziel, die Leistung und das Verhalten der 
Beschäftigten zu bewerten und somit eine Entscheidungsgrundlage für 
Personalmaßnahmen zu schaffen. 

Aber:
ØBeurteilungsspielraum: dienstliche Beurteilung nur in begrenztem Umfang 

der Überprüfung durch die Verwaltungsgerichte zugänglich
ØQuoten
ØZwänge der Organisation
ØPersönliche Belange

Vorgesetzte, die sich nur wenig mit der zu beurteilenden Person beschäftigt 
haben, aus Desinteresse oder vielleicht aus Zeitnot lediglich auf Textbausteine 
zurückgreifen und eine Beurteilung erstellen, die sich im mittleren Bereich 
befindet, handeln falsch. 
Sie missachten ihre Pflicht zur Fürsorge im Hinblick auf eine mögliche 
Personalentwicklung. Sie versagen aber auch, indem sie ihre Pflicht zu 
vollem persönlichen Einsatz nach § 61 Abs. 1 Satz 1 BBG nicht beachten. 
Nichtsdestotrotz wird einer Führungskraft hier in der Regel ein solcher 
Pflichtenverstoß kaum mit Erfolg vorgeworfen werden können. 

Beispiel: Beurteilungswesen



Verletzung der Vorbildfunktion 

Jeder Vorgesetzte muss sein eigenes Verhalten entsprechend seiner gehobenen Stellung so 
einrichten, dass er seinen Untergebenen stets ein Vorbild ist. 

Militärische Vorgesetzte: § 10 Abs. 1 SG Vorgesetzte müssen in ihrer  Haltung und 
Pflichterfüllung ein Beispiel geben.  

ØDie Vorbildfunktion muss dabei auch im Zusammenhang mit der Dienstaufsichtspflicht 
betrachtet werden:
pflichtwidriges Verhalten von Vorgesetzten kann dazu führen, dass die notwendige sachliche Distanz zu 
den Untergebenen verloren geht!

Øpflichtwidriges Verhalten kann zu einem Fehlverhalten ohne Bezug zu den Führungsaufgaben 
(Bsp. Trennungsgeldabrechnung) führen

ØFehlverhalten  im Kontext der Führungsaufgaben: Annahme von Geschenken, mangelnde 
Distanz zu Mitarbeitern, offen nach außen sichtbare desillusionierte Haltung zum Dienst.



Zu den Folgen des Fehlverhaltens

Disziplinarrecht und Schadensersatzansprüche

ØDienstaufsicht und Fürsorge:

- In der Regel Verstoß gegen die Pflicht zu vollem persönlichen Einsatz (BDiG Frankfurt, Urteil vom 3. August 2000 
– VIII VL 37/99), ggf. „Wohlverhaltenspflicht“

- Milderungsgrund bei Bemessung der Disziplinarmaßnahme: unter dem Gesichtspunkt der Fürsorgepflicht oder 
gar des Mitverschuldens eine weitere Ursache für das Dienstvergehen des Beamten

ØVerletzung der Vorbildfunktion disziplinarrechtlich von Bedeutung:  Das Innehaben einer hervorgehobenen 
Position und der dem Vorgesetzten damit zukommenden Vorbildfunktion wird sich dabei insbesondere 
maßnahmenschärfend auswirken (BVerwG, Urteil vom 1. September 1998 – 1 D 71/97;   BVerwG, Urteil vom 
27. August 1997 – 1 D 49/96).

ØSchadensersatzansprüche gegen den Dienstherrn bzw. Arbeitgeber (theoretisch auch Grund für ein 
Disziplinarverfahren gegen Vorgesetzte)



Zu den Folgen des Fehlverhaltens

Folgen für die Organisation und die Personalbindung

◦ Umfrage des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, Gründe: Hauptgründe für den Wechsel  

-> 76 % bessere Vorgesetzte

-> 73 % eine faire Behandlung durch Kollegen und Vorgesetzte 

(Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2015), S. 19.)

◦ Diskrepanz zwischen den Erwartungen der Mitarbeitenden an die Führungsperson und der tatsächlichen 
Wahrnehmung der Führung im Arbeitsalltag 

Beschäftigte kommen wegen des Arbeitgebers, bleiben wegen der Aufgabe und gehen 
wegen der Führungskraft



Schlussfolgerungen: Strategische 
Bedeutung von Führung

Gute Führung ist entscheidend für die Arbeitgeberattraktivität, die Verwaltungskultur und das Betriebsklima, das 
Wohlbefinden und die Motivation der Beschäftigten, die Identifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit der 
Organisation und den zu erfüllenden Aufgaben.

Wird Fehlverhalten von Führungskräften geduldet, so hat dies entscheidende Bedeutung für den (Miss-)Erfolg der 
Dienststellen und damit der öffentlichen Verwaltung

Falsche Personalauswahl vermeiden: Schaffung einer Fachkarriere, die von einer Führungskarriere getrennt 
betrachtet wird, mag hier der richtige Weg sein. Indes ist sie in den hierarchischen Strukturen der Verwaltung 
bezogen auf Entwicklungsmöglichkeiten wohl begrenzt. Problem: höchste Besoldungsebenen so nicht erreichbar.   

Führen und entscheiden


